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 a) dankt in diesem Zusammenhang der Kommission für 
die Veranstaltung von Seminaren und Informationsmissionen in 
Brasilien, Ecuador, Indonesien, Kambodscha und Vietnam; 

 b) dankt in diesem Zusammenhang den Regierungen, de-
ren Beiträge die Veranstaltung der Seminare und Informa-
tionsmissionen ermöglicht haben, und appelliert an die Regie-
rungen, die zuständigen Organe des Systems der Vereinten Na-
tionen sowie an Organisationen, Institutionen und Einzelper-
sonen, freiwillige Beiträge an den Treuhandfonds für Sym-
posien der Kommission der Vereinten Nationen für internatio-
nales Handelsrecht und nach Bedarf zur Finanzierung von Son-
derprojekten zu entrichten und das Sekretariat der Kommission 
auch anderweitig bei der Finanzierung und Veranstaltung von 
Seminaren und Symposien, insbesondere in Entwicklungs-
ländern, sowie bei der Stipendienvergabe an Kandidaten aus 
Entwicklungsländern zu unterstützen, damit diese an solchen 
Seminaren und Symposien teilnehmen können; 

 c) appelliert in diesem Zusammenhang abermals an das 
Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen und an die an-
deren für Entwicklungshilfe zuständigen Organe, wie beispiels-
weise die Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwick-
lung und die regionalen Entwicklungsbanken, sowie an die Re-
gierungen im Rahmen ihrer bilateralen Hilfsprogramme, das 
Programm der Kommission für Ausbildung und technische Hil-
fe zu unterstützen, mit der Kommission zusammenzuarbeiten 
und ihre Aktivitäten mit denen der Kommission abzustimmen; 

 5. betont, wie wichtig es für die weltweite Vereinheitli-
chung und Harmonisierung des internationalen Handelsrechts 
ist, dass die aus der Arbeit der Kommission hervorgehenden 
Übereinkommen in Kraft treten, und legt den Staaten zu diesem 
Zweck eindringlich nahe, soweit nicht bereits geschehen, die 
Unterzeichnung und Ratifikation dieser Übereinkommen be-
ziehungsweise den Beitritt zu ihnen zu erwägen; 

 6. appelliert an die Regierungen, die zuständigen Organe 
des Systems der Vereinten Nationen sowie an Organisationen, 
Institutionen und Einzelpersonen, freiwillige Beiträge an den 
Treuhandfonds zu entrichten, der geschaffen wurde, damit Ent-
wicklungsländern, die Mitglied der Kommission sind, auf deren 
Antrag und im Benehmen mit dem Generalsekretär ein Reise-
kostenzuschuss gewährt werden kann; 

 7. beschließt, zwecks Gewährleistung der vollen Teil-
nahme aller Mitgliedstaaten an den Tagungen der Kommission 
und ihrer Arbeitsgruppen während der siebenundfünfzigsten 
Tagung der Generalversammlung in dem zuständigen Haupt-
ausschuss auch weiterhin zu prüfen, ob den am wenigsten ent-
wickelten Ländern, die Mitglied der Kommission sind, auf An-
trag und im Benehmen mit dem Generalsekretär ein Reiseko-
stenzuschuss gewährt werden kann; 

 8. ersucht in Anbetracht des erweiterten Arbeitspro-
gramms der Kommission den Generalsekretär erneut, das Se-
kretariat der Kommission im Rahmen der innerhalb der Organi-
sation verfügbaren Ressourcen zu stärken, um die wirksame 

Durchführung des Programms der Kommission sicherzustellen 
und zu verbessern, möglichst während des gegenwärtigen 
Zweijahreszeitraums und auf jeden Fall während des Zweijah-
reszeitraums 2004-2005. 

RESOLUTION 57/18 

Verabschiedet auf der 52. Plenarsitzung am 19. November 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/562 und Corr.1, Ziffer 15)20. 

57/18. Mustergesetz der Kommission der Vereinten Na-
tionen für internationales Handelsrecht zur 
Schlichtung internationaler Handelsstreitigkeiten 

 Die Generalversammlung, 

 anerkennend, wie wertvoll für den internationalen Handel 
Methoden für die Beilegung von Handelsstreitigkeiten sind, mit 
denen die Streitparteien einen Dritten oder Dritte ersuchen, sie 
bei ihrem Versuch zur gütlichen Beilegung der Streitigkeit zu 
unterstützen, 

 feststellend, dass solche Methoden der Streitbeilegung, die 
als Schlichtung, Mediation oder mit einem Begriff von ähnli-
cher Bedeutung bezeichnet werden, in der internationalen und 
innerstaatlichen Handelspraxis als Alternative zu einem Rechts-
streit zunehmend zur Anwendung gelangen,  

 in der Erwägung, dass die Anwendung solcher Methoden 
der Streitbeilegung erhebliche Vorteile mit sich bringt, nament-
lich die Verringerung der Fälle, in denen Streitigkeiten zur Be-
endigung einer Handelsbeziehung führen, die Erleichterung der 
Verwaltung internationaler Transaktionen durch die Handels-
partner sowie Einsparungen seitens der Staaten im Bereich der 
Rechtspflege,   

 in der Überzeugung, dass die Ausarbeitung von Muster-
rechtsvorschriften zu diesen Methoden, die für Staaten mit un-
terschiedlicher Rechts-, Sozial- und Wirtschaftsordnung an-
nehmbar sind, zur Entwicklung harmonischer internationaler 
Wirtschaftsbeziehungen beitragen würde, 

 mit Befriedigung davon Kenntnis nehmend, dass die Kom-
mission der Vereinten Nationen für internationales Handels-
recht das Mustergesetz zur Schlichtung internationaler Han-
delsstreitigkeiten21 fertiggestellt und verabschiedet hat,  

 der Auffassung, dass das Mustergesetz den Staaten sehr da-
bei behilflich sein wird, ihre Rechtsvorschriften über die Nut-
zung moderner Schlichtungs- oder Mediationsmethoden zu 
stärken beziehungsweise solche Rechtsvorschriften auszuarbei-
ten, wo sie noch nicht bestehen, 

 feststellend, dass der Ausarbeitung des Mustergesetzes die 
erforderlichen Beratungen und ausführliche Konsultationen mit 
den Regierungen und interessierten Kreisen vorangingen, 

 
20 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
21 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Siebenundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 17 (A/57/17), Anhang I. 
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 davon überzeugt, dass das Mustergesetz zusammen mit der 
von der Generalversammlung in ihrer Resolution 35/52 vom 
4. Dezember 1980 empfohlenen Schlichtungsordnung maßgeb-
lich zur Schaffung eines harmonisierten rechtlichen Rahmens 
für die gerechte und effiziente Beilegung von Streitigkeiten bei-
trägt, die in den internationalen Handelsbeziehungen entstehen, 

 1. dankt der Kommission der Vereinten Nationen für in-
ternationales Handelsrecht für die Fertigstellung und Verab-
schiedung des in der Anlage zu dieser Resolution enthaltenen 
Mustergesetzes zur Schlichtung internationaler Handelsstrei-
tigkeiten und für die Ausarbeitung des Leitfadens für die Um-
setzung des Mustergesetzes in innerstaatliches Recht und seine 
Anwendung; 

 2. ersucht den Generalsekretär, alles zu tun, um sicher-
zustellen, dass das Mustergesetz zusammen mit dem Leitfaden 
für seine Umsetzung in innerstaatliches Recht allgemein be-
kannt gemacht und zur Verfügung gestellt wird; 

 3. empfiehlt allen Staaten, die Umsetzung des Musterge-
setzes in innerstaatliches Recht gebührend zu prüfen, da es 
wünschenswert ist, über einheitliche Rechtsvorschriften für 
Streitbeilegungsverfahren zu verfügen, wie auch in Anbetracht 
der besonderen Notwendigkeiten der Praxis der Schlichtung in-
ternationaler Handelsstreitigkeiten. 

Anlage  

Mustergesetz der Kommission der Vereinten Nationen für 
internationales Handelsrecht zur Schlichtung internationa-
ler Handelsstreitigkeiten 

Artikel 1  
Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen 

1. Dieses Gesetz kommt bei der Schlichtung internationaler22 
Handelsstreitigkeiten23 zur Anwendung. 

 
22 Staaten, die beabsichtigen, dieses Mustergesetz in Kraft zu setzen, um es 
bei der Schlichtung sowohl auf innerstaatlicher als auch auf internationaler 
Ebene zur Anwendung kommen zu lassen, können folgende Änderungen 
des Wortlauts in Betracht ziehen: 

– Streichung des Wortes "internationaler" in Artikel 1 Absatz 1; und 

– Streichung der Absätze 4, 5 und 6 in Artikel 1. 
23 Der Begriff "Handel" sollte weit ausgelegt werden, sodass er Angelegen-
heiten umfasst, die sich aus Handelsbeziehungen jeder Art ergeben, gleich-
viel ob sie auf Vertrag beruhen oder nicht. Handelsbeziehungen schließen 
folgende Rechtsgeschäfte ein, ohne darauf beschränkt zu sein: Handelsge-
schäfte über die Lieferung oder den Austausch von Waren oder Dienstlei-
stungen; Vertriebsvereinbarungen; Handelsvertretungen oder -agenturen; 
Factoring; Leasing; Errichtung von Anlagen; Consulting; Engineering; 
Lizenzverträge; Investitionen; Finanzierungen; Bankgeschäfte; Versicherun-
gen; Verwertungsvereinbarung oder Konzession; Gemeinschaftsunterneh-
mungen und andere Formen der Industrie- oder Unternehmenskooperation; 
Personen- oder Güterbeförderung auf dem Luft-, Wasser-, Schienen- oder 
Straßenweg. 

2. Im Sinne dieses Gesetzes bedeutet "Schlichter" je nachdem 
einen einzigen, zwei oder mehrere Schlichter. 

3. Im Sinne dieses Gesetzes bedeutet "Schlichtung" ein Ver-
fahren, gleichviel ob dieses als Schlichtung, Mediation oder mit 
einem Begriff von ähnlicher Bedeutung bezeichnet wird, mit 
dem Parteien einen Dritten oder Dritte ("Schlichter") ersuchen, 
sie bei ihrem Versuch zu unterstützen, eine gütliche Beilegung 
ihrer Streitigkeit zu erzielen, die aus einem Vertrags- oder an-
deren Rechtsverhältnis herrührt oder damit verbunden ist. Der 
Schlichter ist nicht befugt, den Parteien eine Lösung der Strei-
tigkeit aufzuerlegen. 

4. Eine Schlichtung ist international, wenn 

 a) die Parteien einer Schlichtungsvereinbarung ihre Nie-
derlassung im Zeitpunkt des Abschlusses der Vereinbarung in 
verschiedenen Staaten haben oder 

 b) der Staat, in dem die Parteien ihre Niederlassung ha-
ben,  

 i) nicht der Staat ist, in dem ein wesentlicher Teil der 
Verpflichtungen aus der Handelsbeziehung zu erfüllen 
ist, oder 

 ii) nicht der Staat ist, zu dem der Streitgegenstand die 
engste Verbindung aufweist. 

5. Im Sinne dieses Artikels 

 a) ist die Niederlassung einer Partei, die mehr als eine 
Niederlassung hat, diejenige, die zu der Schlichtungsvereinba-
rung die engste Beziehung hat; 

 b) ist, falls eine Partei keine Niederlassung hat, ihr ge-
wöhnlicher Aufenthalt maßgebend. 

6. Dieses Gesetz bezieht sich auch auf die Schlichtung von 
Handelsstreitigkeiten, wenn die Parteien sich darauf verständi-
gen, dass die Schlichtung internationalen Charakter hat, oder 
sie sich auf die Anwendbarkeit dieses Gesetzes einigen. 

7. Den Parteien steht es frei, die Anwendbarkeit dieses Geset-
zes auszuschließen. 

8. Vorbehaltlich des Absatzes 9 findet dieses Gesetz ungeach-
tet der Grundlage, auf der die Schlichtung durchgeführt wird, 
Anwendung, sei es eine von den Parteien vor oder nach der 
Entstehung der Streitigkeit getroffene Vereinbarung, eine nach 
dem Gesetz bestehende Verpflichtung oder die Anordnung oder 
der Vorschlag eines Gerichts, eines Schiedsgerichts oder einer 
zuständigen staatlichen Stelle. 

9. Dieses Gesetz kommt nicht zur Anwendung bei 

 a) Fällen, in denen ein Richter oder Schiedsrichter im 
Rahmen eines gerichtlichen oder schiedsrichterlichen Verfah-
rens versucht, eine Beilegung zu erleichtern, und  

 b) [...]. 
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Artikel 2 
Auslegung 

1. Bei der Auslegung dieses Gesetzes sind sein internationaler 
Ursprung und die Notwendigkeit zu berücksichtigen, seine ein-
heitliche Anwendung und die Wahrung des guten Glaubens zu 
fördern. 

2. Fragen, die in diesem Gesetz geregelte Gegenstände betref-
fen, aber in diesem Gesetz nicht ausdrücklich entschieden wer-
den, sind nach den allgemeinen Grundsätzen, die diesem Ge-
setz zugrunde liegen, zu entscheiden. 

Artikel 3 
Abänderung durch Vereinbarung 

 Mit Ausnahme des Artikels 2 und des Artikels 6 Absatz 3 
können die Parteien vereinbaren, jegliche Bestimmung dieses 
Gesetzes auszuschließen oder abzuändern. 

Artikel 4 
Beginn des Schlichtungsverfahrens24 

1. Ein Schlichtungsverfahren in Bezug auf eine entstandene 
Streitigkeit beginnt an dem Tag, an dem die Streitparteien eine 
Beteiligung an einem Schlichtungsverfahren vereinbaren. 

2. Ist bei einer Partei, die eine andere Partei zur Schlichtung 
aufgefordert hat, nicht innerhalb von dreißig Tagen nach Ab-
sendung der Aufforderung oder innerhalb einer anderen in der 
Aufforderung bezeichneten Frist eine Bestätigung der Annahme 
der Aufforderung eingegangen, kann die Partei dies als Ableh-
nung der Schlichtungsaufforderung ansehen. 

Artikel 5 
Zahl und Bestellung der Schlichter 

1. Es wird ein Schlichter tätig, sofern nicht die Parteien ver-
einbaren, dass zwei oder mehr Schlichter tätig werden. 

2. Die Parteien sind bestrebt, sich auf einen Schlichter oder 
mehrere Schlichter zu einigen, sofern kein anderes Bestel-
lungsverfahren vereinbart wurde. 

3. Die Parteien können bei der Bestellung von Schlichtern die 
Unterstützung einer Einrichtung oder Person erbitten. Insbe-
sondere 

 
24 Staaten, die gegebenenfalls eine Bestimmung über die Hemmung der 
Verjährung annehmen wollen, wird folgender Wortlaut vorgeschlagen: 

Artikel […] Hemmung der Verjährung 

 1. Bei Aufnahme des Schlichtungsverfahrens wird die Verjährung in Be-
zug auf den Rechtsanspruch, der Gegenstand der Schlichtung ist, gehemmt. 

 2. Wurde das Schlichtungsverfahren ohne Vereinbarung zur Streitbeile-
gung abgeschlossen, beginnt die Verjährung ab dem Zeitpunkt, zu dem die 
Schlichtung ohne eine Vereinbarung zur Streitbeilegung beendet wurde, 
weiterzulaufen. 

 a) kann eine Partei eine solche Einrichtung oder Person 
bitten, geeignete Personen als Schlichter zu empfehlen, oder 

 b) können die Parteien vereinbaren, einen oder mehrere 
Schlichter von einer solchen Einrichtung oder Person unmittel-
bar bestellen zu lassen. 

4. Bei der Empfehlung oder Bestellung von Personen für das 
Schlichteramt lässt die Einrichtung oder Person sich von Erwä-
gungen leiten, die geeignet sind, die Bestellung eines unabhän-
gigen und unparteilichen Schlichters sicherzustellen, und prüft 
erforderlichenfalls, ob es ratsam ist, einen Schlichter zu bestel-
len, der eine andere Staatsangehörigkeit als die Parteien besitzt. 

5. Wenn an eine Person in Bezug auf eine etwaige Bestellung 
zum Schlichter herangetreten wird, hat der Betreffende alle 
Umstände darzulegen, die geeignet sind, berechtigte Zweifel an 
seiner Unparteilichkeit oder Unabhängigkeit zu wecken. Der 
Schlichter offenbart den Parteien, sofern sie von ihm nicht be-
reits entsprechend unterrichtet wurden, ab dem Zeitpunkt seiner 
Bestellung und für die Dauer des Schlichtungsverfahrens un-
verzüglich jegliche derartigen Umstände.  

Artikel 6 
Durchführung der Schlichtung 

1. Es steht den Parteien frei, durch Verweis auf eine Verfah-
rensordnung oder auf andere Art zu vereinbaren, auf welche 
Weise die Schlichtung durchgeführt werden soll. 

2. Wird über die Art der Durchführung der Schlichtung keine 
Einigung erzielt, kann der Schlichter das Schlichtungsverfahren 
in der von ihm als angemessen angesehenen Weise durchfüh-
ren, wobei er die Umstände des Falles, etwaige Wünsche der 
Parteien sowie das Gebot einer zügigen Beilegung der Streitig-
keit berücksichtigt. 

3. Bei der Durchführung des Verfahrens ist der Schlichter in 
jedem Fall bestrebt, die Parteien gerecht zu behandeln, wobei 
er die Umstände des Falles zu berücksichtigen hat. 

4. Der Schlichter kann in jedem Stadium des Schlichtungsver-
fahrens Vorschläge zur Beilegung der Streitigkeit unterbreiten. 

Artikel 7 
Kommunikation zwischen Schlichter und  Parteien 

 Der Schlichter kann mit den Parteien gemeinsam oder mit 
jeder von ihnen getrennt zusammentreffen oder Verbindung 
aufnehmen. 

Artikel 8  
Offenlegung von Informationen 

 Wenn der Schlichter von einer Partei die Streitigkeit betref-
fende Informationen erhält, darf er den Inhalt dieser Informa-
tionen jeder anderen Partei des Schlichtungsverfahrens bekannt 
geben. Wenn jedoch eine Partei dem Schlichter Informationen 
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mit der konkreten Auflage mitteilt, diese vertraulich zu behan-
deln, dürfen sie keiner anderen Partei des Schlichtungsver-
fahrens bekannt gegeben werden. 

Artikel 9  
Vertraulichkeit 

 Sofern die Parteien nichts anderes vereinbart haben, werden 
alle mit dem Schlichtungsverfahren zusammenhängenden In-
formationen vertraulich behandelt, es sei denn, dass die Offen-
legung gesetzlich vorgeschrieben oder zum Zweck der Durch-
führung oder Durchsetzung einer Vereinbarung zur Streitbeile-
gung notwendig ist.  

Artikel 10  
Zulässigkeit von Beweismitteln in anderen Verfahren 

1. Eine Partei des Schlichtungsverfahrens, der Schlichter so-
wie Dritte, einschließlich der an der Verwaltung des Schlich-
tungsverfahrens Beteiligten, dürfen in schiedsrichterlichen, ge-
richtlichen oder ähnlichen Verfahren keine der folgenden Sa-
chen verwerten, als Beweismittel einführen oder dazu als Zeu-
ge aussagen: 

 a) die Aufforderung einer Partei, an einem Schlichtungs-
verfahren teilzunehmen oder die Tatsache, dass eine Partei be-
reit war, an einem Schlichtungsverfahren teilzunehmen; 

 b) Auffassungen oder Vorschläge, die eine Partei bei der 
Schlichtung in Bezug auf eine mögliche Beilegung der Streitig-
keit geäußert oder unterbreitet hat; 

 c) Erklärungen oder Zugeständnisse, die eine Partei in 
dem Schlichtungsverfahren abgegeben oder gemacht hat; 

 d)  Vorschläge des Schlichters; 

 e) die Tatsache, dass eine Partei ihre Bereitschaft zu er-
kennen gegeben hat, einen von dem Schlichter gemachten Vor-
schlag zur Streitbeilegung anzunehmen; 

 f) ein ausschließlich für das Schlichtungsverfahren er-
stelltes Schriftstück. 

2. Absatz 1 findet ungeachtet der Art der darin bezeichneten 
Angaben oder Beweise Anwendung. 

3. Die Offenlegung der in Absatz 1 bezeichneten Angaben darf 
von keinem Schiedsgericht, Gericht oder keiner anderen zu-
ständigen Behörde angeordnet werden; sollten diese Angaben 
unter Verletzung von Absatz 1 als Beweis beigebracht werden, 
ist dieser als unzulässig abzuweisen. Gleichwohl können diese 
Angaben offengelegt oder als Beweismittel zugelassen werden, 
soweit dies gesetzlich vorgeschrieben oder zum Zweck der 
Durchführung oder Durchsetzung einer Vereinbarung zur 
Streitbeilegung notwendig ist.  

4. Die Bestimmungen der Absätze 1, 2 und 3 finden unabhän-
gig davon Anwendung, ob das schiedsrichterliche, gerichtliche 
oder ähnliche Verfahren mit der Streitigkeit, die Gegenstand 

des Schlichtungsverfahrens ist oder war, in Zusammenhang 
steht. 

5. Vorbehaltlich der in Absatz 1 genannten Beschränkungen 
werden Beweismittel, die ansonsten in schiedsrichterlichen, ge-
richtlichen oder ähnlichen Verfahren zulässig sind, nicht des-
wegen unzulässig, weil sie in einem Schlichtungsverfahren 
verwendet wurden. 

Artikel 11  
Beendigung des Schlichtungsverfahrens 

 Das Schlichtungsverfahren wird beendet 

 a) durch Abschluss einer Vereinbarung zur Streitbeile-
gung durch die Parteien am Tag der Vereinbarung; 

 b) durch eine nach Befragung der Parteien abgegebene 
Erklärung des Schlichters, dass weitere Schlichtungsbemü-
hungen nicht mehr gerechtfertigt sind, am Tag dieser Erklä-
rung; 

 c) durch eine an den Schlichter gerichtete Erklärung der 
Parteien, dass das Schlichtungsverfahren beendet ist, am Tag 
dieser Erklärung oder 

 d) durch eine an die andere Partei oder die anderen Par-
teien und den gegebenenfalls bestellten Schlichter gerichtete 
Erklärung, dass das Schlichtungsverfahren beendet ist, am Tag 
dieser Erklärung.  

Artikel 12  
Schlichter als Schiedsrichter 

 Sofern die Parteien nichts anderes vereinbart haben, wird 
der Schlichter bei einer Streitigkeit, die Gegenstand des 
Schlichtungsverfahrens ist oder war, oder bei einer anderen 
Streitigkeit, die aus demselben Vertrag oder Rechtsverhältnis 
oder aus einem damit zusammenhängenden Vertrag oder 
Rechtsverhältnis herrührt, nicht als Schiedsrichter tätig. 

Artikel 13  
Einleitung von schiedsrichterlichen oder gerichtlichen Ver-
fahren 

 Haben die Parteien sich auf eine Schlichtung verständigt 
und sich ausdrücklich verpflichtet, während eines angegebenen 
Zeitraums oder bis zum Eintritt eines bestimmten Ereignisses 
wegen einer bestehenden oder künftigen Streitigkeit kein 
schiedsrichterliches oder gerichtliches Verfahren einzuleiten, 
erklärt das Schiedsgericht oder Gericht diese Verpflichtung für 
wirksam, bis die mit der Verpflichtung verbundenen Bedingun-
gen erfüllt sind, soweit nicht eine Partei es für notwendig 
erachtet, ein solches Verfahren einzuleiten, um ihre Rechte zu 
wahren. Die Einleitung eines solchen Verfahrens für sich ist 
nicht als Verzicht auf die Schlichtungsvereinbarung oder als 
Beendigung des Schlichtungsverfahrens anzusehen. 
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Artikel 14 
Durchsetzbarkeit einer Vereinbarung zur Streitbeilegung25 

 Wenn die Parteien eine Vereinbarung zur Beilegung der 
Streitigkeit treffen, ist diese verbindlich und durchsetzbar ... 
[Der Erlassstaat kann eine Beschreibung des Verfahrens zur 
Durchsetzung von Vereinbarungen zur Streitbeilegung einfügen 
oder auf die für die Durchsetzung maßgeblichen Bestimmun-
gen verweisen]. 

RESOLUTION 57/19 

Verabschiedet auf der 52. Plenarsitzung am 19. November 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/562 und Corr.1, Ziffer 15)26. 

57/19. Verbesserung der Koordinierung auf dem Gebiet 
des internationalen Handelsrechts und Stärkung 
des Sekretariats der Kommission der Vereinten 
Nationen für internationales Handelsrecht 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 2205 (XXI) vom 17. De-
zember 1966, mit der sie die Kommission der Vereinten Natio-
nen für internationales Handelsrecht geschaffen hat, mit dem 
Auftrag, die fortschreitende Harmonisierung und Vereinheit-
lichung des internationalen Handelsrechts zu fördern und dabei 
die Interessen aller Völker, insbesondere derjenigen der Ent-
wicklungsländer, an der umfassenden Ausweitung des interna-
tionalen Handels zu berücksichtigen, 

 nach Behandlung des Berichts der Kommission über ihre 
fünfunddreißigste Tagung27, 

 feststellend, dass die Mitgliedstaaten, insbesondere die 
Entwicklungsländer, die Kommission um die Gewährung tech-
nischer Hilfe und die Ausarbeitung von Rechtsnormen in im-
mer mehr Bereichen ersuchen und dass sich infolgedessen die 
Anzahl der Projekte der Kommission im Vergleich zu früheren 
Jahren mehr als verdoppelt hat, 

 sowie feststellend, dass ein erhöhter Bedarf an Koordinie-
rung zwischen einer wachsenden Anzahl internationaler Orga-
nisationen besteht, die Regeln und Normen für den inter-
nationalen Handel aufstellen, und dass die Kommission in die-
ser Hinsicht eine spezielle Aufgabe zu erfüllen hat, die ihr von 
der Generalversammlung in ihrer Resolution 2205 (XXI) über-
tragen und in späteren Resolutionen erneut bekräftigt wurde, 

 mit Befriedigung darüber, dass sich die gegenwärtigen Ar-
beitsmethoden der Kommission als effizient erwiesen haben, 
 
25 Bei Durchführung des Verfahrens zur Durchsetzung von Vereinbarungen 
zur Streitbeilegung kann ein Erlassstaat die Möglichkeit erwägen, ein 
derartiges Verfahren als zwingend vorzusehen. 
26 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
27 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Siebenundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 17 (A/57/17). 

 jedoch besorgt über die erhöhte Belastung des Personals 
des Sekretariats der Kommission infolge des erweiterten Ar-
beitsprogramms sowie darüber, dass das Sekretariat demnächst 
nicht mehr in der Lage sein könnte, die Arbeitsgruppen der 
Kommission weiter zu betreuen und andere damit zusammen-
hängende Aufgaben wie etwa die Unterstützung von Regierun-
gen wahrzunehmen, was die Kommission zwingen könnte, die 
Arbeit an Themen auf ihrer Tagesordnung aufzuschieben oder 
einzustellen und die Anzahl ihrer Arbeitsgruppen zu reduzieren, 

 1. unterstreicht, dass der Tätigkeit der Kommission der 
Vereinten Nationen für internationales Handelsrecht in Anbe-
tracht der zunehmenden Bedeutung der Modernisierung des in-
ternationalen Handelsrechts für die weltweite Wirtschafts-
entwicklung und somit für die Aufrechterhaltung freundschaft-
licher Beziehungen zwischen den Staaten ein höherer Stellen-
wert eingeräumt werden muss; 

 2. nimmt Kenntnis von der in dem Bericht des Sekretari-
ats-Amtes für interne Aufsichtsdienste über die eingehende E-
valuierung des Bereichs Rechtsangelegenheiten28 enthaltenen 
Empfehlung, wonach der Bereich Rechtsangelegenheiten die 
sich aus der Erhöhung der Zahl der Arbeitsgruppen von drei 
auf sechs ergebenden Erfordernisse des Sekretariats der Kom-
mission überprüfen und der Kommission anlässlich ihrer anste-
henden Überprüfung der praktischen Anwendung der neuen 
Arbeitsmethoden verschiedene Optionen zur Gewährleistung 
der Sekretariatsdienste in dem erforderlichen Maß vorlegen 
soll; 

 3. ersucht den Generalsekretär, Maßnahmen zu erwägen, 
um das Sekretariat der Kommission im Rahmen der in der Or-
ganisation verfügbaren Ressourcen zu stärken, möglichst wäh-
rend des gegenwärtigen Zweijahreszeitraums und auf jeden Fall 
während des Zweijahreszeitraums 2004-2005. 

RESOLUTION 57/20 

Verabschiedet auf der 52. Plenarsitzung am 19. November 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/562 und Corr.1, Ziffer 15)29. 

57/20. Erhöhung der Zahl der Mitglieder der Kommis-
sion der Vereinten Nationen für internationales 
Handelsrecht 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 2205 (XXI) vom 17. De-
zember 1966, mit der sie die Kommission der Vereinten Natio-
nen für internationales Handelsrecht schuf, mit dem Auftrag, 
die fortschreitende Harmonisierung und Vereinheitlichung des 
internationalen Handelsrechts zu fördern und dabei die Interes-
sen aller Völker, insbesondere derjenigen der Entwicklungs-
länder, an der umfassenden Ausweitung des internationalen 
Handels zu berücksichtigen, 

 
28 E/AC.51/2002/5, Empfehlung 15. 
29 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 




